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    Wolfgang Veiglhuber




     




    Volksgemeinschaft und ›solidarischer Patriotismus‹:
 Der Nutzen der Lohnarbeit für das Vaterland




     




    1. Vorwort




    Björn Höcke präsentiert seiner Partei und der Öffentlichkeit ein Neubau-Programm für die deutsche »Volksgemeinschaft«, antimaterialistisch und idealistisch. Auf dieser Grundlage – ganz will er den Blick auf die soziale Wirklichkeit doch nicht lassen – präsentiert er einen »solidarischen Patriotismus«, weil Sozialpolitik eine wichtige Funktion bei der Wiederherstellung eines homogenen Volkskörpers einnehmen soll. Inhaltlich beschränkt sich dieser »solidarische Patriotismus« jedoch auf Unterstützung für »echte« Deutsche in Notlagen, die als Ausnahmen in der nationalen Leistungsgemeinschaft gedacht werden. Davon abgesehen bedeutet Höckes völkisch-nationale Perspektive für die lohnabhängigen Klassen: Moral, Sittlichkeit und Bescheidenheit statt eines guten Lebens für alle. Höcke legt ein völkisch-nationalistisches Wertetableau vor, in dem die Lohnabhängigen unter Hintanstellung der eigenen materiellen Interessen als Dienstkräfte von Volk und Vaterland fungieren sollen, eine nahezu klassische faschistische Perspektive.




    Seine gesellschaftlichen und politischen Positionen hat Höcke in dem Buch Nie zweimal in denselben Fluss. Björn Höcke im Gespräch mit Sebastian Hennig (2019)1 dargelegt. Es ist die Hauptgrundlage für den vorliegenden Text, in dem es darum geht, die wirtschafts- und sozialpolitischen Positionen Höckes zu analysieren und einer Kritik zu unterziehen.




    Höckes Ausführungen sind geprägt von einem »tief empfundenen Antimaterialismus« (Hö 78), bei dem es sich konsequenterweise »nicht primär darum [dreht], dass der Wohlstand zurückgeht, sondern vor allem darum, dass unser Volk seine Seele und seine Heimat verliert« (Hö 120). So befasst er sich auch nicht mit dem wirklichen Leben der Menschen, etwa des von der Rechten so oft aufgerufenen »kleinen Mannes« (die »kleine Frau« kommt bei ihm und den Seinen praktisch nicht vor) in einer Klassengesellschaft, sondern er will dem Volk eine neue Sittlichkeit verschreiben, mit der die »lähmende Wohlstandsträgheit« (Hö 251) überwunden werden soll. Es reicht allerdings nicht aus, nur Höcke und seine Partei zu kritisieren. Am Ende des Textes werden deshalb die Übergänge vom »normalen« Nationalismus zum völkischen Nationalismus dargelegt. Denn: Höckes Denken fällt nicht vom Himmel und ist auch nicht auf Bezugnahmen zum historischen Faschismus zu reduzieren. Es beruht auf dem bestehenden Kapitalismus und seiner staatlichen Verfasstheit, wodurch ein Übergang zu rechten Positionen immer gegeben ist. Formen spezifisch »linker« Anknüpfungen an Höcke’sche Positionen (Wagenknecht 2021) werden an anderer Stelle erörtert (Veiglhuber 2022).




     




    2. Der Kapitalismusbegriff Höckes




    Wir finden bei Höcke keinen ausgearbeiteten Kapitalismusbegriff vor. Völlig unabhängig von ökonomischen Strukturen attestiert er den Deutschen zunächst eine ganz eigene Fähigkeit, Ökonomie zu gestalten: »Und dennoch haben wir […] die erfolgreichste und stärkste Wirtschaftsordnung der Welt geschaffen – übrigens bevor wir uns der angelsächsischen Doktrin mit ihrer Gewinnmaximierungs- und Rentabilitätsideologie unterwarfen. Die Deutschen scheinen mit ihrer seltsamen Romantik eine ganz eigene Kraftquelle zu besitzen, selbst in so profanen Bereichen wie der Ökonomie« (Hö 157). An anderer Stelle beklagt er »die Abkehr von unserem bewährten deutschen Wirtschaftsmodell und die Hinwendung zu einer globalkapitalistischen Ökonomie neoliberalen Zuschnitts. Diese Art des Wirtschaftens mit ihrer Suche nach kurzfristiger Profitmaximierung ist uns Deutschen völlig wesensfremd« (Höcke 2020b, 1f.). Sein Ausgangspunkt für ökonomische Erörterungen ist der »globale Geldmachtkomplex« (Hö 206). »Internationale Finanzhaie« seien dem modernen »Kasinokapitalismus verfallen« (Hö 208f.). Entscheidend bezüglich seines Kapitalismusverständnisses ist die Antwort auf die Frage seines Gesprächspartners Hennig, ob er ein »strikter Antikapitalist« (Hö 250) sei: »Wenn man die heute herrschende Ökonomie als Grundlage nimmt, dann schon. Denn ein ungebändigter Kapitalismus fördert nicht nur die Gier, sondern zerstört neben dem sozialen Zusammenhalt langfristig auch die Völker und Nationen. Mit Kapitalismus meine ich also nicht eine sinnvolle Marktwirtschaft, die in einer erneuerten Volkswirtschaft ihren wichtigen Platz haben wird, sondern die einseitige Dominanz und Extremisierung eines Produktionsfaktors – des Kapitals – unter Vereinnahmung der beiden anderen: Arbeit und Boden. Man kann dieses System mit der Formel zusammenfassen: Geld regiert die Welt! Dagegen stellen sich völlig zurecht linke wie rechte Globalisierungs- und Kapitalismuskritiker« (Hö 250). Durch diesen Prozess komme es zur »finale[n] Auflösung aller Dinge: von den Identitäten der Geschlechter und Ethnien, den Familien, den religiösen Bindungen […] bis hin zu den schützenden und formenden Grenzen der Staaten und Kulturen« (Hö 261f.). Und dieser Prozess werde von »globalen Geldmachteliten« (Höcke 2020b, 2) gesteuert, die Deutschland zu einem »erzwungene[n] neoliberale[n] Vorreiter« (ebd.) gemacht hätten, wodurch »uns die eigene produktive Basis unter den Füßen weggerissen [wurde]« (ebd.). Vor jungen AfD-Leuten erklärt er 2017: »Unsere einst kraftvolle Wirtschaft ist nur noch ein Wrack, neoliberal ausgezehrt. Liebe Freunde, das ist die furchtbare Lage dieses Landes, das ist die furchtbare Lage dieses Volkes im Jahr 2017« (Höcke 2017, zit. n. Weber 2019, 61), und resümiert: »Die Deutschen leisten immer noch viel, aber es bleibt dank EU-Umverteilung und Globalisierung – zu der auch die Masseneinwanderung von Sozialmigranten zählt – immer weniger für sie selbst übrig. Der erzwungenen Unselbständigkeit folgt schrittweise die Armut« (ebd.). Diese Armut verdankt sich somit einer Veränderung der »sozialen Frage«, wie Höcke auf Facebook kundtat: »Die Soziale Frage der Gegenwart ist nicht primär die Verteilung des Volksvermögens von oben nach unten, unten nach oben, jung nach alt oder alt nach jung. Die neue deutsche Soziale Frage des 21. Jahrhunderts ist die Frage nach der Verteilung des Volksvermögens von innen nach außen« (Höcke, zit. n. Gloel et al. 2017, 78).




    Analytisch passen sich die unsystematischen Äußerungen Höckes in die etwas erhellenderen Formulierungen ein, die er 2011 unter dem Pseudonym »Landolf Ladig«2 in einer NPD-Zeitschrift publizierte: »Tag für Tag erbringen unsere Systempolitiker oder auch die von ihnen vorgeschobenen Wirtschaftsexperten den Nachweis ihres Nichtwissens bzw. ihrer Böswilligkeit, indem sie die Begriffe ›Marktwirtschaft‹ und ›Kapitalismus‹ synonym verwenden. Damit verstellen sie den Menschen den Blick auf Alternativen. Wer letzteren Terminus kritisiert, ist damit nicht zwangsläufig antimarktwirtschaftlich eingestellt. Das Wirtschaften für den Markt lässt sich bei vernünftiger Steuerung mit Gerechtigkeit und Erhaltung der Natur versöhnen, der Kapitalismus nicht. So ist denn die gegenwärtige Krise definitiv keine des herrschenden Wirtschaftssystems, sondern eine des korrespondierenden Geldsystems, des zinsbasierten Kapitalismus. Dieses die Gier schamlos belohnende System ermöglicht enorme Buchgeldschöpfungen, gigantische Kapitalakkumulationen und globale Konzentrationsprozesse. Die Hochfinanz führt die wertschöpfende Realwirtschaft und die Politik am Nasenring durch die Manege. Zudem unterwirft die Zinsforderung des Kapitals die Realwirtschaft einem permanenten Ressourcen vernutzenden Wachstumszwang« (Höcke/Ladig 2011, 6). Der NPD-Funktionär Per Lennart Aae formuliert 2008 in der NPD-Zeitung Deutsche Stimme (6/2008, 28) im Kern dasselbe: »Den Begriff ›Kapitalismus‹ sollte man vor allem für diese Extremform des Kapitals und ihre ökonomisch-politische Befürwortung verwenden, nicht für das volkswirtschaftlich gebundene Kapital, das für eine funktionierende Wirtschaft notwendig ist« (zit. n. Puls 2012, 60).




    Höcke schlussfolgert aus seinen analytischen Versatzstücken programmatische Konsequenzen einer völkisch-nationalistischen Wirtschaftspolitik:




    • »Eine neue Bodenständigkeit« (Hö 265).




    • Die Belebung des »idealistischen Wert[s] sinnstiftender Arbeit« (ebd.).




    • Eine »produktive Wirtschaftsordnung, die ein ausgewogenes soziales Gefüge generiert und nicht die Kluft zwischen Reich und Arm vergrößert – sie wird also postkapitalistisch sein« (ebd.).




    • »Weg von der einseitigen Globalisierung […] hin zu wirtschaftlicher Eigenständigkeit und Stärke« (Höcke 2020b, 2).




    • »Wir von der AfD plädieren für eine weitreichende ökonomische Regionalisierung, bei der die Wertschöpfungsketten und -kreisläufe überwiegend kleinräumig und überschaubar bleiben« (ebd.).




    • Reduzierung des Konsumverhaltens auf ein vernünftiges Maß (ebd.).




    • »Im wirtschaftlichen Bereich sollte daher die Synthese bewährter raumorientierter Konzepte mit Ideen der Postwachstumsökonomie auf der Agenda stehen« (Höcke/Ladig 2011, 9).




    • Ein wichtiger perspektivischer Begriff bei Höcke ist der der »organischen Marktwirtschaft«: »Aber ich für meine Person sehe, dass der internationale Finanzkapitalismus, so wie er sich im Augenblick verhält, keine Zukunft hat. Ich bin für eine organische Marktwirtschaft« (Höcke 2014, zit. n. Kemper 2016, 72). Kemper weist bei seiner Analyse des Begriffs auf eine Fundstelle bei Paul Englisch hin. Dieser schreibt 1934 in dem Buch Freie Wirtschaft oder organische Wirtschaft?: »Der neue Staat fügt Arbeiter und Unternehmer organisch (Herv. W.V.) in die Gesamtwirtschaft ein, bringt sie im Arbeitsprozess, politisch und in der Freizeit einander menschlich so nahe, schafft die Voraussetzungen dazu durch die verschiedenen Berufs- und politischen Verbände so nachdrücklich, dass die Gegensätze sich mit der Zeit allmählich abschleifen oder sich doch so überbrücken lassen, dass es niemals mehr zu Wirtschaftskämpfen wegen des Lohns oder Arbeitsbedingungen kommen wird. Die Deutsche Arbeitsfront ist der Rahmen, in dem sich Unternehmer und Arbeiter der Stirn und der Faust zusammenfinden. Hier soll das gesamte schaffende Volk als Einheit im nationalsozialistischen Staat zusammengefasst werden« (ebd., 73f.).




     




    Zur Auseinandersetzung mit Höcke sind in diesem Zusammenhang folgende Punkte wesentlich:




    1. Die zentralen Kategorien Höckes bei der Betrachtung der Ökonomie sind das Finanzgewerbe und die Globalisierung. Für ihn wie für seine ideologischen Vorgänger ist mit dem Begriff »Kapitalismus« ausschließlich die Sphäre von Geld und Kredit verbunden, die abgelehnt und als moralisch verwerflich der »Realwirtschaft« gegenübergestellt wird. Letztere wird an keiner Stelle kritisiert, im Gegenteil, sie sei es, die zusammen mit der Politik am Nasenring durch die Manege geführt wird, quasi als wehrloses Opfer. Die Realwirtschaft und ihre Zwecke und Strukturen werden naturalisiert, d.h. als unhinterfragbar vorausgesetzt und von jeglicher Kritik ausgeschlossen. Die Welt von Mehrwertproduktion und Ausbeutung wird ganz prinzipiell als Basis jeglichen Wirtschaftens akzeptiert, ebenso wie die Unterwerfung der Menschen unter diese Prinzipien. Höcke unterscheidet daher konsequent »Kapitalismus« von »Marktwirtschaft«, dies in der Gewissheit, von Kapitalismus sei nur im Zusammenhang mit Geld und dem Finanzgewerbe zu reden, nicht aber hinsichtlich der Herstellung von Waren und Dienstleistungen. Diese Begriffstrennung ist jedoch fundamental falsch: Marktwirtschaft bedeutet nichts anderes, als dass voneinander unabhängige Privatproduzenten in Konkurrenz zueinander Kapital in die Produktion von Waren und Dienstleistungen investieren, um diese anschließend auf dem Markt zu verkaufen, dies mit dem Ziel, die ursprünglich vorgeschossene Geldsumme zu vergrößern. Hierbei spielt die in diesem Prozess be- und vernutzte menschliche Arbeitskraft die zentrale Rolle, insofern ihre produktive Anwendung im Produktionsprozess die Vergrößerung der vorgeschossenen Geldsumme (des vorgeschossenen Kapitals) bewirkt (Kaufmann & Muzzupappa 2020, 14). Nur unter dieser Voraussetzung wird Arbeitskraft angewandt, werden Arbeitsplätze überhaupt eingerichtet.




    Höcke schließt mit seiner Unterscheidung von »Marktwirtschaft« und »Kapitalismus« durchaus an das Verständnis weiter Teile der Bevölkerung an. Die meisten Menschen haben im Alltag, aber auch im Sozialkundeunterricht gelernt, dass Deutschland nicht kapitalistisch sei, sondern dass hierzulande eine »[soziale] Marktwirtschaft« bestehe, die alten kapitalistischen Zeiten somit seit spätestens 1949 vorbei seien. Diese Position kann man als Staatsideologie bezeichnen. Höcke vertritt keine aparte rechte Auffassung, sondern das, was die meisten Leute verinnerlicht haben.




    2. Höcke weiß nicht, was Geld und Kredit sind. Zunächst entgeht ihm, dass warenproduzierende Gesellschaften ein allgemeines Äquivalent benötigen, in dem sich die Warenwerte allgemein und einheitlich ausdrücken können. Dieses allgemeine Äquivalent ist das Geld. Das, was heute so selbstverständlich als Realwirtschaft bezeichnet wird, ist immer auch gleichzeitig Geldwirtschaft, weil die »Realwirtschaft« ohne Geld nicht funktionieren kann.




    Das Verleihen von Geld gab es bereits lange vor der Durchsetzung der kapitalistischen Produktionsweise. Unter vorkapitalistischen Bedingungen dominierte der Konsumentenkredit. Sein Zweck ist der Konsum und er muss aus dem vom Kredit unabhängigen Einkommen des Schuldners bezahlt werden. Für diesen besteht immer das Risiko der Verarmung. Der Konsumentenkredit existiert auch im Kapitalismus, allerdings dominiert in ihm eine andere Form des Kredits. In entwickelten kapitalistischen Verhältnissen erfolgt das Verleihen von Geld nach anderen Prinzipien. Geld kann in Kapital verwandelt werden, dessen Ziel die Produktion von Mehrwert/Profit ist. Geld ist also potenzielles Kapital, es wird zur Ware. Die Form des Verkaufs dieser Ware ist der Verleih. Es wird also die Fähigkeit des Geldes, in einer bestimmten Zeitspanne einen Profit zu erzielen, als Kapital verliehen. Der Preis des verliehenen Geldes ist der Zins. Dieser wird gezahlt aus dem Profit, der unter kapitalistischer Anwendung des geliehenen Geldes erzielt wurde. Bezeichnend für den Kapitalismus ist der Umstand, dass Kredite der Bereicherung des Schuldners dienen, der das geliehene Geld als Kapital anwendet (Heinrich 2004, 154ff.). Wenn im Produktionsprozess das Kapital erfolgreich verwertet wurde, ist das Ergebnis der Profit, der sich aufteilt in Unternehmensgewinn und Zins, sofern ein Kredit aufgenommen wurde. »Beide geben dieselbe Geldsumme als Kapital aus, der Verleiher und der Borger. Aber nur in der Hand des letzteren fungiert sie als Kapital. Der Profit wird nicht verdoppelt durch das doppelte Dasein derselben Geldsumme als Kapital für zwei Personen. Es kann für beide als Kapital nur fungieren durch Teilung des Profits. Der dem Verleiher zufallende Profit heißt Zins« (Marx 1977, 366). Marx unterscheidet zwischen dem Geldkapitalisten und dem industriellen Kapitalisten: »Es ist in der Tat nur die Trennung der Kapitalisten in Geldkapitalisten und industrielle Kapitalisten, die einen Teil des Profits in Zins verwandelt, die überhaupt die Kategorie des Zinses schafft; und es ist nur die Konkurrenz zwischen diesen beiden Sorten Kapitalisten, die den Zinsfuß schafft« (ebd., 383). Somit ist klar: Ohne Mehrwert/Profit kein Zins. Geld »arbeitet« nämlich nicht. Anders ausgedrückt: »Die Realwirtschaft braucht den Kredit. Die Kreditgeber brauchen den Erfolg der Realwirtschaft« (Kaufmann & Muzzupappa 2020, 40). Heinrich führt hierzu aus: »Der Zins ist Ausdruck der Kapitalverwertung, der Ausbeutung der Arbeitskraft. Gegensätzlich steht das Kapital der Lohnarbeit aber nur innerhalb des Ausbeutungsverhältnisses gegenüber. Im zinstragenden Kapital ist von diesem Gegensatz nichts mehr zu sehen, denn zinstragend ist das Kapital als Eigentum, außerhalb des Produktionsprozesses. Der verleihende Kapitalist steht nicht den Lohnarbeitern gegenüber, sondern dem fungierenden Kapitalisten, der sich Kapital leiht. Der Zins drückt zwar die Eigenschaft des Kapitals aus, sich die Produkte fremder Arbeit anzueignen, aber er drückt diese Eigenschaft als eine Eigenschaft des Kapitals aus, die ihm anscheinend außerhalb des Produktionsprozesses und unabhängig von dessen kapitalistischer Bestimmtheit zukommt« (2004, 157). Es entsteht der falsche Eindruck, Geld verfüge über die Fähigkeit, sich selbst zu vermehren. Oder wie Marx erhellend formuliert: »Es wird ganz so Eigenschaft des Geldes, Wert zu schaffen, Zins abzuwerfen, wie die eines Birnbaums, Birnen zu tragen« (Marx 1977, 405). Und: »Im zinstragenden Kapital erreicht das Kapitalverhältnis seine äußerlichste und fetischartigste Form« (ebd., 404). Letztlich begreift Marx das zinstragende Kapital als »die Mutter aller verrückten Formen« (ebd., 483).




    Diese Verkennung findet sich auch bei Höcke wieder. Für Höcke/Ladig wird so die Zinsforderung des Kapitals (als »Kapital« begreift er nur das zinstragende Kapital) zur Ursache des kapitalistischen Wachstumszwangs (Höcke/Ladig 2011, 6). Dabei übersieht er, dass die Verwertung des industriellen Kapitals in Konkurrenz zu anderen Kapitalen generell der Zweck der ganzen Veranstaltung ist, und dies ganz ohne Kreditaufnahme. Kredite werden dann auch deshalb aufgenommen, um den Ausgangszweck der Kapitalanlage, nämlich die Produktion von Mehrwert/Profit, zu einem Erfolg zu machen.




    Unter Bezugnahme auf den Ökonomen Costas Lapavitsas formuliert Hoff: »Indes wehrt sich Lapavitsas dagegen, der kapitalistischen Finanzökonomie in ihrem Verhältnis zum kapitalistischen Gesamtsystem einen ›parasitären‹ Charakter zuzuschreiben. Eine derartige Ansicht geht – dem griechischen Ökonomen zufolge – an der Sache selbst vorbei: ›Finance is not a parasitical entity but an integral element of the capitalist economy‹. Das Finanzsystem ›offers key services to capitalist accumulation and improves the profitability of industrial and commercial enterprises‹« (Hoff 2016, 229).




    Nicht nur bei Höcke, aber besonders bei ihm und den Seinen, wird also das Geldgewerbe, namentlich der Zins kritisiert, nicht aber das zugrunde liegende ökonomische Verhältnis. Der Zusammenhang zwischen Mehrwert/Profit und Zins wird systematisch ausgeblendet und damit logischerweise auch der Zusammenhang von Zins und Ausbeutung menschlicher Arbeitskraft. Industrielles und zinstragendes Kapital werden einander als quasi nicht zusammengehörig gegenübergestellt, wobei das industrielle Kapital als moralisch »gut« (weil etwas herstellend) und das zinstragende Kapital als moralisch »schlecht« (Einkommen, das nicht auf Arbeit beruht) betrachtet wird. Geld und Zins werden moralisch angegriffen und für viele Missstände verantwortlich gemacht. Letztendlich entspricht Höckes Position dem 25-Punkte-Programm der NSDAP vom Februar 1920: »11. Abschaffung des arbeits- und mühelosen Einkommens, Brechung der Zinsknechtschaft« (Hofer 1982, 29). Hitler formulierte in Mein Kampf: »Den Unterschied dieses reinen Kapitals als letztes Ergebnis der schaffenden Arbeit gegenüber einem Kapital, dessen Existenz und Wesen ausschließlich auf Spekulation beruhen, vermochte ich früher noch nicht mit der wünschenswerten Klarheit zu erkennen. […] Dieses wurde nun auf das gründlichste besorgt von einem der in dem schon erwähnten Kurse vortragenden verschiedenen Herren: Gottfried Feder. […] Das Verdienst Feders beruhte in meinen Augen darin, mit rücksichtsloser Brutalität den ebenso spekulativen wie volkswirtschaftlichen Charakter des Börsen- und Leihkapitals festgelegt, seine urewige Voraussetzung des Zinses aber bloßgelegt zu haben. […] Die scharfe Scheidung des Börsenkapitals von der nationalen Wirtschaft bot die Möglichkeit, der Verinternationalisierung der deutschen Wirtschaft entgegenzutreten, ohne mit dem Kampf gegen das Kapital [gemeint ist das zinstragende Kapital, W.V.] überhaupt die Grundlage einer unabhängigen völkischen Selbsterhaltung zu bedrohen. […] Der Kampf gegen das internationale Finanz- und Leihkapital ist zu den wichtigsten Programmpunkten des Kampfes der deutschen Nation um ihre Unabhängigkeit und Freiheit geworden« (Hartmann et al. 2016, 565ff.). Faschisten und Neofaschisten verknüpfen mit dieser Auffassung ihren Antisemitismus, der die Gier nach Geld und Zins den Juden als »Rasseeigenschaft« zuordnet. »Verkürzte Kapitalismuskritiken«, wie wir sie auch bei Höcke finden, sind keine Kapitalismuskritiken, nicht einmal »verkürzte«, da sie auch »verlängert« nicht richtiger würden. Allerdings muss festgestellt werden, dass »die Mutter aller verrückten Formen« nicht nur im rechten Spektrum ihre Wirksamkeit entfaltet, sondern auch in anderen politischen Milieus. Die Trennung zwischen »guter« Produktionssphäre und »schlechter« Finanzsphäre entspricht dem Bild, das sich viele Leute vom bestehenden Wirtschaftssystem machen, bis weit hinein in sich als »links« verstehende Kreise. Nicht alle, die dieser »Mutter« aufsitzen, sind Antisemiten und Rechte (es gibt dieses Verständnis in antisemitischen und nicht-antisemitischen Varianten), jedoch produziert die falsche Auffassung von Geld und Zins Andockstellen für Rechte und Antisemit_innen. Bei Höcke und seiner Gefolgschaft ist das offensichtlich, bis hin zum offenen Antisemitismus.




    3. Höcke kritisiert »die Abkehr von unserem bewährten deutschen Wirtschaftsmodell und die Hinwendung zu einer globalkapitalistischen Ökonomie neoliberalen Zuschnitts« (Höcke 2020b, 1). Konsequent fordert er: »Weg von der einseitigen Globalisierung, die von produktiver Schwäche und Abhängigkeit gekennzeichnet ist – hin zu wirtschaftlicher Eigenständigkeit und Stärke« (ebd., 2).




    Ganz offenkundig hält er Globalisierung für eine »uns Deutschen völlig wesensfremd[e]« (ebd.) Angelegenheit, jedoch bleibt offen, was er eigentlich unter »Globalisierung« versteht. Einerseits führt er aus: »Nun ja, Globalisierung ist ein vielschichtiger Begriff. Und Globalisierung ist bis zu einem gewissen Grad sogar ein naturwüchsiger Prozess. Trotzdem muss Globalisierung unter dem Primat von nationaler Politik gestaltet werden, wozu auch demokratische, soziale und vor allem ökologische Kriterien zählen« (Hö 277). Andererseits erklärt er: »Ich meine damit [mit Globalisierung, W.V.] das von Menschenhand in die Wege geleitete Projekt, das den freien Verkehr von Waren und Kapital nun folgerichtig um den Faktor ›Mensch‹ erweitern möchte und in diesem Zuge alle nationalstaatlichen Grenzen und Schranken aufzulösen trachtet. […] Dieser Prozess ist schon seit vielen Jahren im Gange, angetrieben von einem anti-nationalen Netzwerk aus privaten Stiftungen [Soros! W.V.], NGOs und supranationalen Institutionen wie der EU« (ebd., 206f.). Und zuletzt sind es dann die »globalen Geldeliten« (ebd., 262), die diesen, wie Höcke ihn nennt, »Transhumanismus als Projekt stark gefördert und vorangetrieben« (ebd.) haben.




    Bei all diesem analytischen Durcheinander entgeht ihm, dass die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise von Anfang an eine internationale Angelegenheit war (Marx 2005, 741–802, insbes. 779–788). Und es entgeht ihm auch, dass die Expansion des Kapitals über die jeweiligen nationalstaatlichen Grenzen hinaus in der Dynamik kapitalistischen Wirtschaftens konstitutiv enthalten ist: »Die Zirkulation des Geldes als Kapital ist dagegen Selbstzweck, denn die Bewegung des Werts existiert nur innerhalb dieser stets erneuerten Bewegung. Die Bewegung des Kapitals ist daher maßlos« (ebd., 167). Marx bezeichnet den Weltmarkt bzw. die »Konkurrenz auf dem Weltmarkt« als »überhaupt die Basis und die Lebensatmosphäre der kapitalistischen Produktionsweise« (Marx 1977, 120). Und an anderer Stelle: »Dies ist das Gesetz für die kapitalistische Produktion, gegeben durch die beständigen Revolutionen in den Produktionsmethoden selbst, die damit beständig verknüpfte Entwertung von vorhandnem Kapital, den allgemeinen Konkurrenzkampf und die Notwendigkeit, die Produktion zu verbessern und ihre Stufenleiter auszudehnen, bloß als Erhaltungsmittel, und bei Strafe des Untergangs. Der Markt muß daher beständig ausgedehnt werden« (ebd., 254f.). Bereits 1848 – lange vor der systematischen Darstellung im Kapital – verweisen er und Engels im Kommunistischen Manifest auf diese Dynamik: »Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnteren Absatz für ihre Produkte jagt die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel. Überall muss sie sich einnisten, überall anbauen, überall Verbindungen herstellen. Die Bourgeoisie hat durch ihre Exploitation des Weltmarkts die Produktion und Konsumtion aller Länder kosmopolitisch gestaltet. Sie hat zum großen Bedauern der Reaktionäre den nationalen Boden der Industrie unter den Füßen weggezogen […] An die Stelle der alten lokalen und nationalen Selbstgenügsamkeit und Abgeschlossenheit tritt ein allseitiger Verkehr, eine allseitige Abhängigkeit der Nationen voneinander. […] Mit einem Wort, sie schafft sich eine Welt nach ihrem eigenen Bilde« (Marx & Engels 1974, 465f.). Die Idyllisierung einer angeblich harmonischen, dem Gemeinwohl verpflichteten – und dann auch noch dem »deutschen Wesen« angemessenen! – kapitalistischen Vergangenheit ist absurd. Wann soll das gewesen sein? In der Hochindustrialisierung 1890 bis 1914? In der Kriegswirtschaft 1914 bis 1918? In der Weimarer Republik 1919 bis 1933? Im Faschismus 1933 bis 1945? Oder 1949 bis 1974? Es ist richtig, dass sich die Lebensverhältnisse auch der abhängig Beschäftigten im letztgenannten Zeitraum deutlich verbessert haben. Eine Klassengesellschaft war es jedoch allemal, Lohnarbeit und Kapital haben trotzdem ihre gegensätzlichen Rollen in der gesellschaftlichen Reichtumsproduktion gespielt, und Krupp und Krause blieben auch. Und so »wird angenommen, Nationalstaaten hätten vor dem ominösen Zeitalter der Globalisierung das Gemeinwohl gesichert. Was kann Gemeinwohl in einer nach Klassen gespaltenen Gesellschaft bedeuten?« (Bierl 2018, 70)




     




    Interessant ist Höckes Bild vom Nasenring, an dem die Hochfinanz die Politik durch die Manege führe. Dabei erkennt er nicht, dass erstens die Kapitale nur mit dem jeweiligen Nationalstaat im Rücken die Grenzen überschreiten können, zweitens die im internationalen Kontext relevanten Institutionen (WTO, IWF, Weltbank, EU usw.) von den Nationalstaaten geschaffen wurden, und zwar genau zu dem Zweck, das Fortkommen der eigenen Nation in der internationalen Konkurrenz zu ermöglichen. Auch in Teilen der Linken gibt es die falsche Vorstellung, dass bspw. die EU ein Gegenpol zum Nationalstaat sei, weshalb sie positiv bewertet wird, während sie von den Rechten genau wegen dieser falschen Vorstellung abgelehnt wird. Die »Globalisierung« und ihre Konsequenzen für die jeweiligen Arbeiterklassen sind das Werk mehr oder minder mächtiger Nationalstaaten, die mit diesen Institutionen und mit einer Vielzahl von Handelsabkommen genau die Bewegungsformen geschaffen haben, in denen sich die Konkurrenz der Nationen um den Reichtum der Welt bewegt. Höckes Forderung nach »dem Primat von nationaler Politik« (Hö 277) ist in der internationalen Konkurrenz bereits die (von ihm jedoch nicht erkannte) Realität. »Deshalb sind Nationalstaaten keine Opfer der Globalisierung. Kapitalismus funktioniert nicht ohne Staat. Opfer sind diejenigen, die in einer Welt des Überflusses an Hunger und heilbaren Krankheiten krepieren« (Bierl 2018, 71). Deutschland, nicht die lohnabhängigen Klassen in Deutschland, hat das internationale Konkurrenzgetriebe bisher hervorragend bewältigt. Der Patriot Höcke behauptet demgegenüber kontrafaktisch ein schwaches Deutschland, und die deutsche Wirtschaft bezeichnet er groteskerweise als »Wrack« (s.o.).




     




    3. Zum Verhältnis von Staat und Ökonomie




    Höckes Bild vom »Nasenring«, das sein Verständnis des Verhältnisses von Ökonomie und Staat unter den aktuellen Bedingungen der Globalisierung ausdrückt, unterstellt zweierlei: zum einen, dass dieses Verhältnis schon einmal anders gewesen sei, wobei er nicht angibt, welche historische Phase er genau meint (Kaiserreich, Weimar, Faschismus, Nachkriegszeit, bis Anfang der 1990er Jahre?); zum anderen, dass es unter seiner Regentschaft anders werden müsse. Seine Texte sind durchsetzt von Unklarheiten und Zweideutigkeiten. Was die Vergangenheit angeht, wurde auf seine diesbezüglichen Fehler bereits hingewiesen. Was die Zukunft betrifft, bleibt das Verhältnis Ökonomie und Staat völlig ungeklärt.




    »Dazu brauchen wir nur wieder an das deutsche Wirtschaftsmodell anzuknüpfen, das wir seit Anfang der 1990er Jahre zugunsten von globalen Kapitalinteressen aufgegeben haben. Klar ist dabei auch: Eine prosperierende Wirtschaft ist kein Perpetuum mobile. Für ihr langfristiges Funktionieren bedarf es eines Staates, der nicht nur passiv einen Rahmen für die Wirtschaftsakteure garantiert, sondern gegebenenfalls aktiv in die ökonomischen Prozesse eingreift, wenn die nationale Wohlfahrt gefährdet ist« (Höcke 2020b, 2). Und einige Jahre vorher: »Das Wirtschaften für den Markt lässt sich bei vernünftiger Steuerung [sic!] mit Gerechtigkeit und Erhaltung der Natur versöhnen, der Kapitalismus [das zinstragende Kapital, W.V.] nicht« (Höcke/Ladig 2011, 6). Wären Höckes Vorstellungen wirklich ernst gemeint, würde dies einen grundlegenden Umbau der Ökonomie bedeuten. Die Vorstellung einer »produktiven Wirtschaftsordnung«, die »post-kapitalistisch« (Höcke 2019, 265) sein soll, oder die Forderung, »die einseitige Exportorientierung unserer Wirtschaft zu überdenken und nach möglichen Alternativen Ausschau zu halten« (Hö 276f.), wie auch die Überlegung einer »weitreichende[n] ökonomische[n] Regionalisierung« (Höcke 2020b, 2) mit »kleinräumig[en] und überschaubaren Wertschöpfungskette[n] und -kreisläufe[n]« (ebd.) wären ohne massive staatliche Eingriffe in die Grundstrukturen des bestehenden Kapitalismus nicht möglich. Dies gilt auch für ein »Investitionsverbot raumfremden Kapitals« (Hö 283). Als ahnte er, welche Konsequenzen ein derartiger Umbau für Ökonomie und Gesellschaft hätte, spricht er in diesem Zusammenhang über »wirtschaftliche Probleme und Schmerzen« (Hö 276) und benennt die Umsetzung seiner Forderungen als »politisch-ökonomischen Realitätsschock« (ebd.), der selbstverständlich ertragen werden müsse. Einige Seiten später schreibt er dagegen: »Ein guter Staat beschränkt sich wohlweislich auf die Grundlinien der Politik und überlässt das ›Feintuning‹ den gesellschaftspolitischen Kräften« (Hö 272). Widersprüche, Unklarheiten und Unverständnis also, wohin man blickt. Höcke changiert zwischen ökonomischen Lenkungsvorstellungen und wirtschaftsliberalen Grundprinzipien. Eine klare Position zum Verhältnis von Staat und Ökonomie sucht man daher vergebens, ebenso wie die Konzeption eines »völkischen Antikapitalismus«. Allerdings ist er diesbezüglich in seiner Partei durchaus gut aufgehoben. Sieht man von gelegentlichen Sprüchen zugunsten des »kleinen Mannes« ab, ist die Hegemonie wirtschaftsliberaler Positionen in der AfD nicht zu übersehen. Gerd Wiegel kommt in seiner Analyse des wirtschafts- und sozialpolitischen Agierens der AfD im Bundestag zu einer klaren Schlussfolgerung: »Die Reden der AfD-Bundestagsabgeordneten lassen im Bereich der Arbeits- und Sozialpolitik in der Regel nicht an Deutlichkeit zu wünschen übrig. Die hier vertretene Klassenposition ist eindeutig […]. Der völkische ›Antikapitalismus‹ spielt zumindest für die Bundestagsfraktion bisher eine untergeordnete Rolle und die Positionen der Fraktionsvorsitzenden Weidel, aber auch des größeren Teils der Fachpolitiker/innen lassen kurzfristig keine Änderung erwarten. […] Auch die sozial prekären oder von Abstiegsängsten geplagten AfD-Wählerinnen und -Wähler könnte es interessieren, dass die Fraktion regelmäßig gegen jede Form der Mietpreisbremse stimmt, dass sie das Sanktionsregime bei Hartz IV im Verbund mit FDP und Union verteidigt, dass sie Reiche entlasten will« (Wiegel 2019, 194). Diese Grundausrichtung findet sich auch im Grundsatzprogramm der AfD (Dietl 2017, 49) und im Bundestagswahlprogramm 2021 (AfD 2021). Zudem ist die Politik von Höckes Partei während der Corona-Pandemie wesentlich davon geprägt, gerade die Interessen von abhängig Beschäftigten zu negieren bzw. alles abzulehnen, was deren Leben während der Pandemie wenigstens etwas erleichtern würde (Dietl 2021).
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